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INNOVATIONEN

kurs entschieden werden, in den sowohl die Indu­
strie als auch die betroffene Öffentlichkeit einbe­
zogen sind. Soweit sich die Industrie und die Öf­
fentlichkeit als Partner einer umweltorientierten 
Gesetzesregelung erweisen, scheint auf diesem 
Gebiet ein Interessenausgleich möglich. A ller­
dings ist sich das BMI der relativ schwachen Po­
sition der Umweltgeschädigten und -betroffenen 
durchaus bewußt und versucht daher, deren In­
teressen mitzuvertreten.

Der Aspekt der sozialen Akzeptanz von Innovatio­
nen spielt zwar in der Programmatik staatlicher 
Innovationspolitik eine Rolle, Überlegungen zur 
Strukturierung des gesellschaftlichen Innovations­
prozesses sind dagegen nur unter dem Aspekt 
der Machbarkeit angestellt worden. So stützt sich 
vor allen Dingen das BMFT bei der Formulierung 
langfristiger Innovationsprogramme auf den Sach­
verstand von Experten aus der Wissenschaft und 
Industrie. Dabei ko llid iert die Rolle des neutralen 
Beraters häufig mit der des Antragstellers.

Von den Bundesministerien werden diese Über­
schneidungen als unvermeidlich hingenommen. 
Aus der Sicht der Betroffenen läßt sich dagegen

einwenden, daß die Steuerung des technischen 
Fortschritts unter einseitiger Interessenorientie­
rung erfolgt, da sie selbst nicht an den Entschei­
dungsstrukturen beteiligt sind. Ein solcher Aus­
schluß führt dazu, daß die Betroffenen ihre In­
teressen zunehmend außerhalb der institutionali­
sierten Entscheidungsstrukturen artikulieren und 
djrchzusetzen versuchen. Dies ist ihnen allerdings 
erst in der Phase der Einführung neuer Technolo­
gien am Markt möglich. Da für die Promotoren zu 
diesem Zeitpunkt aus Rentabilitätsgesichtspunk­
ten bereits ein Innovationszwang besteht, ist der 
von den Ministerien w iederholt angesprochene 
Konsens kaum noch zu erwarten.

Die Verweigerung der sozialen Akzeptanz kann 
Krisen hervorrufen, die nicht nur Innovations­
ruinen als Folge fehlgeleiteter Investitionen hin­
terlassen, sondern auch eine gesellschaftliche Po­
larisierung nach sich ziehen können. Im Rahmen 
der staatlichen Innovationspolitik müssen daher 
Überlegungen angestellt werden, wie die asymme­
trische Machtverteilung bei Entscheidungen über 
den technischen Fortschritt zugunsten einer stär­
keren Einflußnahme der Betroffenen verändert 
werden kann.

ORDNUNGSPOLITIK

Wettbewerbspolitik und Wirtschaftspolitik
Hansjürgen Ruppelt, Berlin

In der politischen Praxis sind staatliche Globalsteuerung und die gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
gerichtete Ordnungspolitik getrennt. Diese Trennung ist allerdings angesichts der vielfältigen Wechsel­
beziehungen fiktiver Natur. Die Schlußfolgerungen, die daraus für die Wettbewerbspolitik einerseits 
und die Wirtschaftspolitik andererseits gezogen werden sollten, analysiert unser folgender Beitrag.

Die Herausstellung des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen (GWB) als „Grund­

gesetz der W irtschaft“ oder als „Magna Charta 
der W irtschaftsfreiheit“ (Ludwig Erhard) und die 
Errichtung einer besonderen Behörde, des Bun­
deskartellamtes, zur Anwendung des Gesetzes 
haben den Eindruck hervorgerufen, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland Wettbewerbspolitik 
losgelöst von der sonstigen Wirtschaftspolitik ge­
wissermaßen in einem ordnungspolitischen Zier­
garten betrieben wird. Dieser Eindruck ist in der 
Vergangenheit durch den Anschein verstärkt wor-

Dr. Hansjürgen Ruppelt, 36, is t als Regie­
rungsrat im Bundeskartellamt in Berlin tätig.

den, daß sich die W ettbewerbspolitik darin er­
schöpft, mit der Kodifizierung und Fortschreibung 
des GWB, kurz auch Kartellgesetz genannt, den 
ordungspolitischen Rahmen zu setzen.

Die Durchsetzung der vorgegebenen Spielregel 
ste llt sich danach als ein wettbewerbsrechtliches 
Problem dar, fü r das die Zuständigkeit auf das 
Bundeskartellamt als einer quasi-richterlichen 
Instanz und auf die ordentlichen Gerichte über­
tragen worden ist. Unbehagen stellt sich bei die­
ser Aufgabenverteilung insofern ein, als Kartell­
gesetz und Kartellamt als ordnungpolitisches 
Alibi für eine auf die Erreichung bestimmter ge­
samtwirtschaftlicher Ziele gerichteten Wirtschafts­
politik erscheinen.

WIRTSCHAFTSDIENST 1979/VI 299



ORDNUNGSPOLITIK

Nun darf nicht verkannt werden, daß der Verhin­
derung von Wettbewerbsbeschränkungen und der 
Erhaltung der strukturellen Voraussetzungen für 
den Wettbewerb eine zentrale Bedeutung für die 
Sicherung der marktwirtschaftlichen Ordnung zu­
kommt. Diese Ordnung wird aber nicht um ihrer 
selbst willen angestrebt oder allein deswegen, 
weil sie die weitestgehende Freiheit der w irt­
schaftlichen Betätigung gewährleisten soll, son­
dern weil man sich hiervon die bestmögliche ge­
sellschaftliche Güterversorgung und deren stän­
dige Verbesserung verspricht. Diese Ergebnisse 
sind letztlich identisch mit den Zielsetzungen der 
Wirtschaftspolitik überhaupt.

Der Gedanke liegt nahe, daß W irtschaftspolitik im 
wesentlichen darauf beschränkt werden kann, den 
Wettbewerb als „staatliche Veranstaltung“ (Walter 
Eucken) und Kern der marktwirtschaftlichen Ord­
nung sicherzustellen. Dieser Gedanke, der aus 
den ordoliberalen Vorstellungen über den Wett­
bewerb folgt, hat auch — zumindest theoretisch — 
Eingang in die deutsche Wirtschaftspolitik der 
fünfziger und frühen sechziger Jahre gefunden. 
So sah Erhard in der vollen Entfaltung des Wett­
bewerbs die sicherste Gewähr für eine kontinuier­
liche Steigerung des Wohlstandes einschließlich 
der Sicherung der Vollbeschäftigung ’ ). Dieser Ein­
stellung entsprach der eindeutige Vorrang der 
Ordnungspolitik und vom Grundsatz her die Ab­
lehnung jedes staatlichen Eingriffs in den W irt­
schaftsablauf.

Widersprüchliche Politik

In der Praxis der Erhardschen W irtschaftspolitik 
ist dieser absolute Wettbewerbsanspruch aber 
stark relativiert und den realen w irtschaftspoliti­
schen Problemen pragmatisch angepaßt worden, 
ohne daß die systemfremde Praxis der Wirtschafts­
politik Rückwirkungen auf den gedanklichen Über­
bau gehabt hat und somit in einen nachhaltige 
Wirksamkeit gewährenden systematischen Ge­
samtzusammenhang hätte gebracht werden kön­
nen. Eine solche in sich widersprüchliche Politik 
mußte scheitern.

Die Erkenntnis, daß Wettbewerbspolitik (und ins­
besondere Maßnahmen gegen Wettbewerbs­
beschränkungen) als Rahmengestaltung für sich 
selbst zu überlassende Wirtschaftsprozesse nicht 
ausreicht2), beruht auf drei Gründen:

□  Es ist nicht gelungen, Wettbewerbsbeschrän­
kungen effektiv zu unterbinden und die Voraus­
setzungen für einen wirksamen Wettbewerb auf 
allen Märkten herzustellen.

’ ) Vgl. h ierzu ausführlich Jö rg -V o lke r P a s c h k e :  W ettbewerb 
und W irtscha ftspo litik , Frankfurt am M ain u. a. 1977, insbes. S. 55 ff.

J) Vgl. auch D ieter L ö s c h ,  H einz-D ietrich O r 11 i e b : Kapi­
ta lism uskritik , München und W ien 1974, Insbes. S. 58 ff.
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□  Auch unter der Voraussetzung hinreichend ge­
sicherter Wettbewerbsbedingungen vollziehen sich 
Anpassungs- und Entwicklungsprozesse auf ein­
zelnen Märkten nicht generell in der Weise und 
mit den Ergebnissen, die den wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Zielsetzungen gerecht 
werden.

□  Wirksamer Wettbewerb ist keine hinreichende 
Bedingung für ein gesamtwirtschaftliches Gleich­
gewicht und schließt weder periodische Störungen 
noch strukturelle Fehlentwicklungen aus.

Strukturfehler

Abgesehen von den dem Staat übertragenen Auf­
gaben der Daseinsvorsorge, wie z. B. dem Bil- 
dungs- und Gesundheitswesen, sind qua Ausnah­
meregelung eine Reihe wichtiger Wirtschafts­
bereiche (u. a. Agrar-, Verkehrs- und Energiewirt­
schaft sowie das Kredit- und Versicherungswesen) 
dem Wettbewerb zum großen Teil entzogen. Auch 
in den übrigen dem Wettbewerb zugewiesenen 
Bereichen hat das GWB nur in begrenztem Maße 
zur Durchsetzung des Wettbewerbsprinzips bei­
getragen. Das lag nicht nur an einzelnen, inzwi­
schen durch drei Kartellgesetznovellen teilweise 
behobenen Mängeln des Gesetzes (Fusionskon­
trolle, Preisbindung, Marktbeherrschung).

Der eigentliche Strukturfehler wird vielmehr darin 
gesehen, daß das Wettbewerbsprinzip („in  dubio 
pro Wettbewerb“ ), horizontale und vertikale Wett­
bewerbsbeschränkungen zu verhindern, durch die 
Einschränkung des generellen Kartellverbots 
(„Dies g ilt nicht, soweit in diesem Gesetz etwas 
anderes bestimmt werde“ [§ 1 Abs. 1, Satz 2 
GWB]) desavuiert worden ist. Denn diese Ein­
schränkung bedeutet, daß der Gesetzgeber in 
einer Vielzahl von Fällen nicht den Wettbewerb, 
sondern seine Beschränkung, d. h. private, vom 
Staat kontrollierte Planung, als geeignetes Len­
kungsinstrument für Wirtschaftsprozesse ange­
sehen hat. Dies veranlaßte einen der Schöpfer des 
GWB zu der Feststellung, „daß von dem großen 
Wurf einer ordoliberalen Gestaltung des Wett­
bewerbs nicht sehr viel übrig geblieben ist, ein 
kläglich anmutendes Rudiment“ 3).

Ausbleibende Anpassungsprozesse

Aber selbst wenn der „große W urf“ gelungen 
wäre, hätten es die verbleibenden Unvollkommen­
heiten der Marktrationalität nicht zugelassen, den 
Wirtschaftsablauf sich selbst zu überlassen. Zu­
nächst ist es heute kaum noch streitig, daß das 
sogenannte „sozialökonomische Optimum“ Be­
dingungen voraussetzt, die in der Realität weder

3) Eberhard G ü n t h e r :  W ettbewerbsw irtschaft am W endepunkt, 
in : Grenzen der W ettbewerbsw irtschaft, Loccum er P ro toko ll 15/76,
S. 168.
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erfü llt noch herzustellen sind. Abgesehen davon 
ist die Abwesenheit von Wettbewerbshemmnissen 
keine hinreichende Gewähr für die Entstehung 
und den gewünschten Ablauf von Wettbewerbs­
prozessen. Diese vollziehen sich nicht a priori von 
selbst, können auch nicht befohlen werden, son­
dern werden in Gang gesetzt durch unternehme­
rische Entscheidungen einzelner Wirtschaftssub­
jekte aufgrund bestimmter Anreize, in der Regel 
in der Gestalt von Gewinnerwartungen. Fehlen 
diese oder wird die unterstellte Verhaltensmaxime 
der Gewinnmaximierung durch andere Überlegun­
gen überlagert (z. B. Minimierung des Risikos für 
das Management, Zurückhaltung aufgrund w irt­
schaftlicher bzw. politischer Instabilität oder ad­
m inistrativer Einschnürung), bleiben notwendige 
Anpassungs- und Entwicklungsprozesse aus. Wett­
bewerb setzt eben nicht nur Wettbewerbsfähigkeit, 
sondern auch Wettbewerbswillen voraus und da­
mit — in der Terminologie Schumpeters -  schöp­
ferische und nachahmende Unternehmen4).

Darüber hinaus wird die Marktrationalität im Hin­
blick auf die Allokationsfunktion — um zwei wei­
tere Bereiche zu nennen — durch die fehlende 
oder begrenzte Reproduzierbarkeit insbesondere 
lebenswichtiger Güter sowie die vom Marktprozeß 
weitgehend nicht erfaßten externen Kosten, wie 
z. B. Umweltschäden, eingeschränkt. Gerade das 
zweite Beispiel zeigt, daß der Marktmechanismus 
keine langfristigen Vorsorge- und Sicherheitsbe­
dürfnisse berücksichtigt, sondern seine Rationali­
tä t nur kurzfristig orientiert ist. Ob es gelingen 
wird, derartige Kosten etwa auf der Basis des 
Verursacherprinzips wettbewerbskonform zu inter- 
nalisieren, erscheint zweifelhaft. In jedem Fall

4) V g l. auch Helm ut A r n d t :  M arkt und Macht, Tübingen 1973, 
S. 97 f.

offenbaren sich hier Lenkungsdefizite des Marktes, 
die jedenfalls bislang nicht gelöst sind und es 
nicht zulassen, den Markt allein dem Wettbewerb 
zu überlassen.

Es g ibt wohl keinen Zweifel mehr, daß es eine 
prästabilisierte Harmonie im marktwirtschaftlichen 
System nicht gibt, sondern daß Unterbeschäfti­
gung und Inflation eine globalsteuernde Konjunk­
turpolitik als integralen Bestandteil der markt­
wirtschaftlichen Ordnung erfordern5). Dem Staat 
fä llt mithin die Aufgabe zu, Wohlfahrtsziele zu 
definieren sowie die gesellschaftliche Wirtschaft 
zu steuern und konjunkturelle wie soziale Un­
gleichgewichte zu kompensieren6). Selbst wenn 
man unterstellt, daß langfristig auch der Markt­
mechanismus zu einem wirtschaftlichen Gleichge­
wicht führen würde, erscheinen die kurzfristig da­
mit verbundenen Ergebnisse, wie Arbeitslosigkeit, 
sinkendes Realeinkommen und ungleiche Einkom­
mensverteilung als nicht zumutbar. Der Trost, daß 
sich im Zeitablauf irgendwann ein Ausgleich ein­
stelle, erscheint — selbst wenn dies zuträfe — 
schwach, denn „in the long run we are all dead“ 
(Keynes).

Es reicht auch nicht aus, soziale Ungleichgewichte 
in einem sozialpolitischen Netz aufzufangen, denn 
dies würde zu einer nicht vertretbaren Aufblähung 
dieses Netzes führen, dessen Umfang schon heute 
Kritik erfährt. Außerdem sollte die soziale Siche­
rung stets nur subsidiären Charakter haben und 
in erster Linie der Wirtschaftsprozeß selbst die an 
den Bedürfnissen der Verbraucher ausgerichtete 
Versorgung sicherstellen. Staatlicher Wirtschafts­
politik kommt somit nicht nur die Rolle eines Kor-

5) Vgl. Gutachten des w issenschaftlichen Beirats beim  B undesm ini­
stenum  fü r W irtschaft: S taatliche In terventionen in e ine r M arktw irt­
schaft, S tud ienre ihe  des BMWi Nr. 24, Z iff. 20.
6) V g l. D ie ter L ö s c h ,  Heinz-D ietrich O r 11 i e b , a. a. O., S. 72 f.
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rektivs oder Reparaturbetriebs zu. Ihre Aufgabe 
ist es vielmehr, zielorientiert den Wirtschaftsab­
lauf zu gestalten.

Problematische Differenzierung

Die Vorstellung, daß der Marktmechanismus zwar 
eine hohe betriebswirtschaftliche Rationalität und 
eine effektive Koordination einzelwirtschaftlicher 
Entscheidungen bewirkt, zugleich aber nicht vor 
gravierenden gesamtwirtschaftlichen Fehlentwick­
lungen schützt, hat zu einer wirtschaftspolitischen 
Unterscheidung in einen m ikro- und makroökono­
mischen Bereich geführt. Während im Mikrobereich 
die einzelwirtschaftlichen Beziehungen durch den 
Wettbewerb gesteuert werden und der Staat sich 
insoweit auf die Sicherung der Rahmenbedingun­
gen beschränkt (z. B. durch das Kartellgesetz), er­
fo lgt im Makrobereich eine staatliche Globalsteue­
rung durch gezielte Beeinflussung der gesamt­
wirtschaftlichen Kreislaufgrößen.

Allerdings hat sich diese Differenzierung zuneh­
mend als problematisch erwiesen, da eine sche­
matische Abgrenzung beider Bereiche nicht mög­
lich ist. Denn die Makrogrößen ergeben sich aus 
den Mikroentscheidungen, so daß die Trennung 
letztlich fiktiv ist. Da mit der Globalsteuerung allein 
die gesamtwirtschaftlichen Größen beeinflußt wer­
den sollen, kann sie nur über das Verhalten der 
einzelnen Wirtschaftssubjekte, insbesondere der 
Unternehmen, wirksam werden. Hierbei entsteht 
das Problem, in welchem Maße es möglich ist, 
staatliche Globalplanung unter Aufrechterhaltung 
unternehmerischer Autonomie in einzelwirtschaft­
liche Produktions- und Investitionsentscheidungen 
umzusetzen.

Daß dies nicht nur eine theoretische Frage ist, 
sondern ein nach wie vor ungelöstes Problem 
praktischer Wirtschaftspolitik, haben die leidvollen 
Erfahrungen der letzten Jahre mit den verschie­
denen, wenig erfolgreichen Konjunkturprogram­
men zur Förderung des wirtschaftlichen Auf­
schwunges ebenso gezeigt wie das über lange 
Zeit erfolglose Bemühen der W irtschaftspolitik um 
Preisstabilität. Ohne die vielfältigen Gründe für 
dieses zumindest partielle Versagen der Global­
steuerung zu erörtern, sei auf einige Zusammen­
hänge eingegangen, die zwischen den den Mikro­
bereich steuernden Wettbewerbsbedingungen und 
der Effektivität der Globalsteuerung bestehen.

Stabilitätspolitik und Wettbewerbspolitik

Als eine der wesentlichen Ursachen der inflatio­
nären Entwicklung bei stagnierendem Wachstum 
und rückläufiger Beschäftigung, die seit den 60er 
Jahren die wirtschaftliche Situation in den meisten 
westlichen Industriestaaten geprägt hat, wird das 
als „target pric ing“ bezeichnete Preisverhalten

marktmächtiger Unternehmer genannt. Dieses be­
steht darin, bei Verkäufermärkten die hohen 
Knappheitspreise zu realisieren und diese auch 
bei nachlassender Nachfrage nicht zu senken, son­
dern unter Umständen sogar zu erhöhen, um lang­
fristig und unabhängig vom Konjunkturverlauf 
einen geplanten Mindestgewinn sicherzustellen. 
Derartige privat administrierte Preise setzen einen 
vom Wettbewerb nicht hinreichend begrenzten 
Preisspielraum voraus, wie ihn im Gefolge w irt­
schaftlicher Konzentration marktbeherrschende 
Unternehmen besitzen.

Gelingt es nicht, mit Hilfe der Preismißbrauchsauf­
sicht diesen Spielraum wirksam einzuschränken, 
liegt die Feststellung nahe, „daß Preisniveaustabi­
lität . . .  um so schwerer erreicht werden kann, je 
höher der Grad der Vermachtung is t“ 7). Denn eine 
Bekämpfung der administrierten Inflation durch 
Nachfragedämpfung erfaßt nicht die Ursachen der 
Inflation und ist daher verfehlt. Zugleich werden 
damit die rezessiven Tendenzen weiter verstärkt, 
was zur Folge hat, daß weniger ressourcenstarke 
und mit geringerem Verhaltensspielraum ausge­
stattete Unternehmen in ihrer Wettbewerbsfähig­
keit weiter geschwächt werden oder ausscheiden 
müssen. Antiinflationspolitik unter den Bedingun­
gen der Stagflation kann daher die wirtschaftliche 
Konzentration verschärfen. Aus dieser Wechsel­
beziehung zwischen Konzentration und gesamt­
wirtschaftlicher Instabilität fo lgt die Notwendigkeit, 
daß die Instrumente der Globalsteuerung von 
geeigneten wettbewerbspolitischen Maßnahmen 
flankiert werden müssen8), aber auch, daß durch 
die Vermeidung oder rasche Überwindung kon­
junktureller Ungleichgewichte die Voraussetzun­
gen für den Wettbewerb positiv beeinflußt werden.

Wachstumspolitik und Wettbewerbspolitik

In seinem Jahresgutachten von 1971 hat der Sach­
verständigenrat auf den engen Zusammenhang 
von Wettbewerb und Wachstum hingewiesen und 
die Auffassung vertreten, daß im Interesse der 
Förderung des wirtschaftlichen Wachstums Ab­
striche beim Wettbewerbsgrad hingenommen wer­
den müßten9). Diesen Gedanken aufgreifend wen­
det sich auch Horst Albach gegen eine Intensivie­
rung des Wettbewerbs wie sie gegenwärtig mit 
der 4. Kartellgesetznovelle angestrebt wird und 
fordert eine wachstumsorientierte Wettbewerbs­
politik, deren Strategien nicht immer mit dem gel­
tenden Kartellrecht in Einklang stehen10). Diese

') Vgl. Jahresgutachten 1971 des Sachverständigenrates zur Begut­
achtung der gesam tw irtschaftlichen Entw icklung, BT-Ds. VI/2847, 
Tz. 380.
') Vgl. Horst F r i e d r i c h :  G lobalsteuerung, W ettbew erbspo li­
t ik  und Investitions lenkung, München 1978, S. 23 f.
>) Vgl. a. a. O., Tz. 379.
’ •) Vgl. Horst A l b a c h :  W ettbewerb und W irtschaftswachstum, 
Vortrag vor der M itg liederversam m lung des VDA in Frankfurt am 
Main (1978).
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Forderung steht im Widerspruch zu dem Gutach­
ten des wissenschaftlichen Beirats beim Bundes­
wirtschaftsministerium (zu dessen Mitgliedern 
übrigens Albach selbst zählt), der sich nachdrück­
lich für eine konsequent auf den Wettbewerb aus­
gerichtete W irtschaftspolitik ausspricht11).

Zumindest teilweise kann dieser Widerspruch 
durch den jeweils zugrundegelegten Wettbewerbs­
begriff erklärt werden. Bei dem heute weitgehend 
akzeptierten prozessualen Wettbewerbsbegriff 
w ird das Entstehen vorübergehender Monopol­
stellungen einschließlich der damit verbundenen 
Marktphasengewinne als notwendiger Anreiz für 
Entwicklungs- und Anpassungsprozesse gesehen. 
Auch das Kartellrecht steht dem nicht entgegen, 
sondern greift erst dann ein, wenn sich die pro­
zessualen Monopole verfestigen und nicht mehr 
durch den Wettbewerb der Nachahmer abgebaut 
und im Hinblick auf den Verhaltensspielraum be­
grenzt werden.

Die Forderung einer wachstumsorientierten Wett­
bewerbspolitik kann nicht den Verzicht auf eine 
Monopolkontrolle bedeuten. Streitig kann daher 
nur sein, von welchem Zeitpunkt und von welcher 
Höhe an Preise und Gewinne als mißbräuchlich 
anzusehen sind. Die Entwicklung von Kriterien zur 
Bestimmung der Mißbrauchsschwelle gehört zu 
den dringendsten Aufgaben der Wettbewerbspoli­
tik. Das vom Bundeskartellamt verfochtene Als-ob- 
Konzept kann bestenfalls eine erste Annäherung 
an das Problem sein, da in der Regel keine als 
Maßstab geeigneten Vergleichsmärkte zur Verfü­
gung stehen. Denkbar ist, daß die Mißbrauchs­
bestimmung in gesamtwirtschaftliche Zielprojek­
tionen eingebettet wird, wobei sich die Wettbe­
werbspolitik insoweit auch an stabilitäts- und 
wachstumspolitischen Kriterien zu orientieren hät­
te. Dabei erfordert die von Albach auf der Basis 
des Portfolio-Konzepts der strategischen Planung 
geforderte Ausrichtung auf die unterschiedlichen 
Wachstumschancen in den einzelnen Wirtschafts­
zweigen eine differenzierte Analyse der Struktur­
entwicklung und damit eine enge Verknüpfung 
wettbewerbspolitischer Instrumente mit struktur­
politischen Ansätzen. Der von der Bundesregie­
rung in Angriff genommene Aufbau einer Struktur­
berichterstattung12) kann hierfür eine Grundlage 
bieten.

Fiktive Trennung

Ausgehend von der Erkenntnis, daß sich Wirt­
schaftspolitik nicht in bloßer Ordnungspolitik als 
Rahmengestaltung für sich selbst überlassene 
Marktprozesse erschöpfen kann, kommt dem Staat 
eine aktive Rolle bei der Steuerung insbesondere 
von gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen zu. Die 
Trennung von staatlicher Globalsteuerung im 
Makrobereich und einer auf die Verhinderung von

Wettbewerbsbeschränkung gerichteten Ordnungs­
politik im Mikrobereich erweist sich angesichts 
der vielfältigen Interdependenz beider Bereiche 
als fiktiv.

Zur Realisierung gesamtwirtschaftlicher Zielset­
zungen sind staatliche Eingriffe auch in die Struk­
tu r und Abläufe einzelner Wirtschaftssektoren vor­
beugend oder korrigierend erforderlich. Unab­
hängig davon, ob derartige strukturpolitische Maß­
nahmen als einzelne, unkoordinierte Ad-hoc-Maß- 
nahmen oder im Rahmen eines geschlossenen 
Gesamtkonzepts durchgeführt werden, bleiben die 
Wettbewerbsverhältnisse auf den betroffenen 
Märkten nicht unberührt.

Für die Wettbewerbspolitik fo lgt daraus, daß sie 
sich nicht auf die Kodifizierung und Durchsetzung 
von Rahmenbedingungen und damit auf das Wett- 
bewerbsrecM beschränken kann, sondern daß sie 
sich als aktive Gestaltungspo//'f/7c versteht, deren 
Ziele ihren Niederschlag in allen Maßnahmen des 
Staates finden müssen, die die Funktionsbedin­
gungen des Wettbewerbs beeinflussen. Dazu zäh­
len die im Rahmen strukturpolitischer Erwägungen 
gewährten Subventionen zur Unterstützung von 
Anpassungsprozessen ebenso wie etwa die 
wachstumspolitische Förderung von Grundlagen­
forschung und Projektforschung. Wachsende Be­
deutung kommt auch solchen Maßnahmen zu, die 
positiv die Entstehung oder Erhaltung des Wett­
bewerbs fördern. Hierzu sind die Förderung der 
Gegenkonzentration relativ schwacher Unterneh­
men (z. B. durch zwischenbetriebliche Koopera­
tion), die gezielte Unterstützung leistungsfähiger 
mittelständischer Unternehmen (z. B. durch Staats­
aufträge, Forschungs- und Innovationsförderung) 
sowie die Erleichterung des Marktzutritts (z. B. 
durch Förderung von Unternehmensgründungen 
durch Kapitalhilfe) zu rechnen.

Zu einer aktiven Förderung von Wettbewerbspro­
zessen gehört schließlich auch eine verstärkte 
Ausrichtung etwa des Steuer-, Gesellschafts- und 
Patentrechts auf die Rahmenbedingungen des 
Wettbewerbs.

Als Fazit bleibt zu ziehen, daß im Hinblick auf die 
gesellschaftliche Güterversorgung und ihre stän­
dige Verbesserung eine konsequente, d. h. auf 
dieses Ziel gerichtete W irtschaftspolitik not tut. 
Das bedeutet eine rigorose Durchsetzung des 
Wettbewerbsprinzips dort, wo der Wettbewerb 
funktioniert, und eine globale bzw. strukturelle 
Steuerung durch den Staat dort, wo Wettbewerb 
aufgrund von Marktmacht oder von technischen 
und ökonomischen Besonderheiten (Ausnahme­
bereiche) nicht funktioniert.
11) Vgl. Gutachten des w issenschaftlichen Beirats beim  Bundesm i­
n is terium  fü r W irtschaft, a. a. O., Tz. 25 ff.
” ) V g l. Jahresw irtschaftsberich t 1979 der Bundesregierung, BT-Ds. 
8/2502, Z iff. 42.
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